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~ Ermittlungsverfahren gegen C    u.a. wegen Betrugs 
hier: Cienstaufsichtsbeschwerde gegen Staatsanwältin Z  

Ihr Schreiben vom 27. August 2010 

Sehr geehrter Herr Rechtsanwalt Hoenig, 

aufgrund Ihres Schreibens habe ich den Ermittlungsvorgang beigezogen und 

die Akten durchgesehen. 

Festzuhalten ist zunächst, dass das Verfahren gegen Ihren Mandanten am 

24. August 2009 gemäß § 154 f StPO vorläufig eingestellt worden ist. Wie in 

derartigen Fällen üblich, unterblieb eine Mitteilung an Ihren Mandanten. Aller-

dings war die Einstellungsverfügung den Errnittlungsakten auch nicht beigefügt, 

als Ihnen Akteneinsicht gewährt worden ist. Vielmehr war nur ein bei Einleitung 

der Ermittlungen eingeholter Auszug aus dem Bundeszentralregister angefügt, 

dem zwar zahlreiche vorläufige Einstellungen von anderen Ermittlungsverfahren 

zu entnehmen waren, natürlich aber nicht die Einstellung im vorliegenden Ver-

fahren. Auch im Übersendungsschreiben wurde nicht auf die vorläufige Einstel-
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lung des Verfahrens hingewiesen. Ein solcher Hinweis oder die Mitübersendung 

der Einstellungsverfügung war aber zweifellos geboten. 

Auch dass die Dezernentin auf Ihre Schreiben nicht reagiert hat, ist nicht in 

Ordnung und entspricht natürlich auch nicht unserer Praxis. Frau Z kann sich 

das Versehen nur dadurch erklären, dass angesichts der Vielzahl der Beschul-

digten und der damit verbundenen Mitteilungen in diesem Verfahren diese 

Schreiben übersehen wurden. 

Eine Rechtfertigung ist dies selbstverständlich nicht und dies weiß auch die De-

zernentin. 

Ich bitte deshalb, das Versehen zu entschuldigen. 

In der Sache sehe ich keine Veranlassung zu einer Änderung der Erledigungs-

art. Sollte sich Ihr Mandant durch die vorläufige Einstellung des Verfahrens be-

schwert fühlen, steht es ihm selbstverständlich frei, dagegen im Wege der Be-

schwerde vorzugehen, über die dann die Generalstaatsanwaltschaft zu befin-

den hätte. Ob dies sinnvoll ist angesichts von 26 Einträgen im BZR wegen Aus-

schreibungen zur Aufenthaltsermittlung, müssen Sie, bzw. Ihr Mandant selbst 

beurteilen. 

Ihren Antrag, der Dezernentin die Kosten aufzuerlegen, betrachte ich als nicht 

ernst gemeint, zumal es dafür auch keine Rechtsgrundlage gäbe. 

Mit freundlichen Grüßen 




